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Teil I: Ziele, Zwecke, Inhalte und wesentliche Auswirkungen der Planung 

1 Einleitung 

1.1 Planungsanlass 

Anlass der 73. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die Absicht eines Investors im Ände-

rungsbereich zwei Wohn- und Praxisgebäude zu errichten. Die Gemeinde Rhauderfehn steht 

der geplanten Nutzungsänderung für den Bereich positiv gegenüber und bereitet diese pla-

nungsrechtlich vor. 

1.2 Rechtsgrundlagen 

Rechtliche Grundlagen der 73. Änderung sind das Baugesetzbuch (BauGB), die Verordnung 

über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), die Verordnung über die Ausarbeitung 

der Bauleitpläne und die Darstellung des Inhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV) und 

das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz, jeweils in der zur Zeit geltenden Fassung. 

1.3 Lage und Abgrenzung des Änderungsbereiches 

Der Änderungsbereich befindet sich derzeit planungsrechtlich im Außenbereich der Ge-

meinde Rhauderfehn im Landkreis Leer und stellt sich als Fläche für die Landwirtschaft dar.  

Nördlich grenzen Wohnbauflächen in einer weitgehend einzeiligen Bautiefe an den Änderungs-

bereich. Östlich liegt die Kreisstraße 53 und der Kanal „III. Südwieke“. Südlich und westlich 

grenzen weitere landwirtschaftlich genutzte Flächen an den Änderungsbereich an.  

1.4 Beschreibung des Änderungsbereiches und seiner Umgebung 

Der Änderungsbereich wird als Ackerfläche genutzt und auch die Umgebung ist durch land-

wirtschaftliche Nutzflächen geprägt. Nördlich angrenzend befindet sich Wohnbebauung mit 

Einfamilienhäusern und vereinzelten gewerblich genutzten Gebäuden. Östlich der Straße „3. 

Südwieke“ befindet sich der Wasserzug III. Südwieke.    

2 Kommunale Planungsgrundlagen 

2.1 Flächennutzungsplan 

Im wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Rhauderfehn aus dem Jahr 2010 mit der 

Neubekanntmachung vom 01.03.2022 wird der Änderungsbereich dem Außenbereich zuge-

ordnet. Im Norden grenzen Wohnbauflächen an. Östlich befindet sich die III. Südwieke als ein 

Gewässer II. Ordnung und die Kreisstraße 53 als Hauptverkehrsstraße mit örtlicher bzw. 

überörtlicher Bedeutung. Südlich und westlich gibt es keine Darstellungen im Flächennut-

zungsplan.  Im Westen sind Gebiete mit Lagerstätten der 1. Ordnung von besonderer volks-

wirtschaftlicher Bedeutung (Abbaugebiete für Weiß- und Schwarztorf) dargestellt.  
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Abbildung 1: Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rhauderfehn (2010 mit der Neube-

kanntmachung vom 01.03.2022) 

Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 8 Abs. 3 BauGB angepasst und im Parallelverfahren 

wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 13 „Wohn- und Praxisgebäude 3. Südwieke-

Westseite“ aufgestellt. 

2.2 Bebauungspläne 

Dem Änderungsbereich liegen keine Bebauungspläne zugrunde. Die wohnbaulichen Flächen 

im Norden des Änderungsbereiches werden über die Satzung über die Festsetzung von Flä-

chen für im Zusammenhang bebaute Ortsteile an der 3. Südwieke/Westwieke abgesichert. 

Aufgrund der starken baulichen Entwicklung und der daraus resultieren Dichte wurde die In-

nenbereichssatzung im Jahr 1979 aufgestellt mit dem Ziel dem Bereich Planungsrecht zu ver-

leihen und von dem Außenbereich abzugrenzen. 

2.3 Gemeindeentwicklungskonzept 

Die Gemeinde Rhauderfehn hat ein Gemeindeentwicklungskonzept erstellt mit dem Ziel zu-

künftige Anpassungserfordernisse und -strategien in allen Bereichen der kommunalen Sied-

lungsentwicklung aufzuzeigen, die durch den demografischen und sozioökonomischen Wan-

del betroffen sind. Es dient als Orientierungsrahmen kommunaler Entscheidungen. 

Im Rahmen der Beteiligungsprozesse wurde sehr deutlich, dass sich die Bewohner der Ort-

schaft Klostermoor nicht ausreichend in ihren Bedürfnissen wahrgenommen fühlen. Der Ein-

bezug angrenzender Flächen zum bestehenden Gebiet in Klostermoor ist für die Entwicklung 

des Ortsteils sinnvoll und kommt dem Wunsch der Bürger nach einem größeren Fokus auf 

kleinere Ortsteile nach.  
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Für das Plangebiet werden im Konzept keine Aussagen getroffen. 

 

 
Abbildung 2: Auszug aus dem Gemeindeentwicklungskonzept der Gemeinde Rhauderfehn aus dem Jahr 2020 

3 Ziele, Zwecke und Erfordernis der Planung, Standortdiskussion 

Ziel der 73. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die Anpassung der Plandarstellung der 

vorbereitenden Bauleitplanung vorzubereiten, um dem Gebiet auf nachgelagerter Ebene Bau-

recht zu verleihen und die vom Vorhabenträger geplante Bebauung planungsrechtlich und in 

diesem Falle vorhabenbezogen abzusichern. 

Gemäß § 12 Abs. 2, Satz 1, BauGB hat die Gemeinde Rhauderfehn auf Antrag des Vorhaben-

trägers über die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens nach pflichtgemäßem Ermessen zu 

entscheiden. Bisher wird die Fläche des Plangebiets landwirtschaftlich genutzt und wider-

spricht damit der geplanten baulichen Nutzung. Es handelt sich zudem um eine Fläche im Au-

ßenbereich nach § 35 BauGB im Ortsteil Klostermoor. In der ersten Abstimmung mit dem 

Landkreis leer wurde die Schaffung eines Planrechtes über die Erweiterung der Innenbereich-

satzung „3. Südwieke/Westwieke“ als nicht genehmigungsfähig eingestuft. Auch eine Privile-

gierung des Vorhabens gemäß § 35 (1) BauGB ist nicht gegeben. 

Um eine geordnete städtebauliche Entwicklung zu ermöglichen, muss die Gemeinde Rhauder-

fehn nach § 1 Abs. 3 BauGB für dieses Vorhaben einen Bauleitplan aufstellen. Hierzu bedarf 

es neben der Aufstellung des Bebauungsplans auch eine Änderung im rechtsgültigen Flächen-

nutzungsplan. Die vorliegende Planung erfüllt diesen Zweck, die Art der baulichen Nutzung im 

näheren Umfeld wird ordnungsgemäß ergänzt und damit der vorzufindende Bestand sinnvoll 

fortgeführt. Mit dem Hintergrund des demografischen Wandels und einer Steigerung des 

Durchschnittsalters im Gemeindegebiet ist die Erstellung von Wohn- und Praxisgebäuden in 

Verbindung mit Wohnnutzungen eine sinnvolle Ergänzung. 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein privates Grundstück des Vorhabenträgers. Daher 

gibt es für den Vorhabenträger keine alternative Möglichkeit sein Vorhaben in der Gemeinde 

Änderungsbereich 
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zu realisieren. Mit der Ausdehnung der Bebauung nach Süden, wird das Siedlungsbild sinnvoll 

weitergeführt. 

4 Planungsvorgaben, Abwägungsbelange und wesentliche Auswirkungen der 
Planung 

Um die konkurrierenden privaten und öffentlichen Belange fach- und sachgerecht in die Ab-

wägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB einstellen zu können, werden gemäß §§ 3 und 4 BauGB 

Beteiligungsverfahren durchgeführt. Eine Synopse über die Abwägung der Hinweise und An-

regungen aus den eingegangenen Stellungnahmen wird der Begründung beigefügt. 

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von 

Bauleitplänen die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 

abzuwägen. Die Ergebnisse der Abwägung sind in der nachstehenden Tabelle sowie in den 

nachfolgenden Unterkapiteln dokumentiert. 

Betroffene öffentliche und private Belange durch die Planung 

Betroffenheit Keine Betroffenheit, weil … 

§ 1 Abs. 4 BauGB: Belange der Raumordnung, u.a. Ziele der Raumordnung 

siehe Kapitel 4.1  

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB: die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

siehe Kapitel 4.3   

§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB: die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien mit 

mehreren Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentums-

bildung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen kostensparenden Bauens sowie die 

Bevölkerungsentwicklung 

 Nicht relevant, da FNP-Änderung. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB: die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die 

Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen, unterschiedliche Auswir-

kungen auf Frauen und Männer sowie die Belange des Bildungswesens und von Sport, Freizeit und 

Erholung 

siehe Kapitel 4.4  

§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB: die Belange der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und 

der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsberei-

che  

siehe Kapitel 4.5  

§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB: die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, 

die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städte-

baulicher Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

siehe Kapitel 4.6  

§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB: die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 

festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge 

 Nicht relevant, da FNP-Änderung. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsge-

füge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 
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Betroffenheit Keine Betroffenheit, weil … 

siehe Kapitel 4.8  

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnatur-

schutzgesetzes, 

siehe Kapitel 4.8  

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 

insgesamt, 

siehe Kapitel 4.3  

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 

siehe Kapitel 4.6  

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern, 

siehe Kapitel 4.3  

f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie, 

siehe Kapitel 4.2  

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-

, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 

siehe Kapitel 4.3  

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung 

zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht 

überschritten werden, 

 Nicht relevant. 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den Buchsta-

ben a bis d, 

Wechselwirkungen werden bei den Ausführun-

gen zu den einzelnen Schutzgütern mit berück-

sichtigt. 

 

j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkungen, die auf-

grund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder 

Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den Buchstaben a bis d und i, 

 Keine Anhaltspunkte für schwere Unfälle oder Ka-

tastrophen erkennbar. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB: die Belange 

a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versor-

gung der Bevölkerung, 

 Nicht relevant, da FNP-Änderung. 

b) der Land- und Forstwirtschaft, 

siehe Kapitel 4.9  

c) der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 

 Nicht relevant, da FNP-Änderung. 

d) des Post- und Telekommunikationswesens, insbesondere des Mobilfunkausbaus, 

 Nicht relevant, da FNP-Änderung. 

e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, einschließlich der Versorgungssicherheit, 

siehe Kapitel 4.11  

f) der Sicherung von Rohstoffvorkommen 
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Betroffenheit Keine Betroffenheit, weil … 

siehe Kapitel 4.10  

§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB: die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität der Bevöl-

kerung, auch im Hinblick auf die Entwicklungen beim Betrieb von Kraftfahrzeugen, etwa der Elektro-

mobilität, einschließlich des öffentlichen Personennahverkehrs und des nicht motorisierten Ver-

kehrs, unter besonderer Berücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringerung von Verkehr 

ausgerichteten städtebaulichen Entwicklung 

siehe Kapitel 4.13  

§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB: die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zivilen An-

schlussnutzung von Militärliegenschaften  

 Nicht relevant, da FNP-Änderung. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB: die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen 

Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen städtebaulichen Planung 

  

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB: die Belange des Küsten- oder Hochwasserschutzes und der Hochwasser-

vorsorge, insbesondere die Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschäden 

siehe Kapitel 4.14  

§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB: die Belange von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden und ihrer Unterbrin-

gung 

 Nicht relevant, da FNP-Änderung 

§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB: die ausreichende Versorgung mit Grün- und Freiflächen  

siehe Kapitel 4.15  

§ 1a Abs. 2 BauGB: Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel 

 Nicht relevant, da FNP-Änderung 

§ 1a Abs. 3 BauGB: Eingriffsregelung 

siehe Kapitel 4.8  

§ 1a Abs. 5 BauGB: Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

siehe Kapitel 4.2  

Weitere Belange sind nicht betroffen. 

4.1 Belange der Raumordnung  

Landesraumordnungsprogramm 

Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (Änderung der Verordnung über das 

Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-VO) mit Rechtskraft vom 17. Februar 

2017, zuletzt geändert am 07.09.2022) enthält keine plangebietsbezogenen Aussagen. Der 

Änderungsbereich liegt jedoch in der Nähe eines Gebietes für den Torferhalt und innerhalb 

eines Grundwasservorranggebietes. 
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Abbildung 3: Auszug aus dem Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen mit Kennzeichnung des Plangebie-

tes in pinker Markierung 

Gemäß den Vorgaben des LROP sollen die ländlichen Regionen sowohl mit ihren gewerblich-

industriellen Strukturen als auch als Lebens-, Wirtschafts- und Naturräume mit eigenem Profil 

erhalten und so weiterentwickelt werden, dass sie zur Innovationsfähigkeit und internationalen 

Wettbewerbsfähigkeit der niedersächsischen Wirtschaft dauerhaft einen wesentlichen Beitrag 

leisten können (vgl. LROP 2017 Kap. 1.1 Abs. 07 Satz 1). Die Festlegung von Gebieten für 

Wohn- und Arbeitsstätten soll flächensparend an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung un-

ter Berücksichtigung des demografischen Wandels sowie der Infrastrukturfolgekosten ausge-

richtet werden. Die Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten soll vorrangig auf die zentralen 

Orte und vorhandenen Siedlungsgebiete mit ausreichender Infrastruktur konzentriert werden 

(vgl. LROP 2017 Kap. 2.1 Abs. 04).  

Regionales Raumordnungsprogramm 

Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Leer aus dem Jahr 2006 

stellt den Geltungsbereich als Vorsorgegebiet für die Landwirtschaft und Vorranggebiet für 

Grünlandbewirtschaftung, -pflege und -entwicklung dar.  

Vorsorgegebiete für die Landwirtschaft werden aufgrund ihres hohen, natürlichen Ertragspo-

tenzials festgelegt. Sie unterstreichen die Bedeutung der Landwirtschaft und die Qualität des 

Bodens für die landwirtschaftliche Nutzung. 

Vorranggebiete für Grünlandbewirtschaftung umfassen ökologisch wertvolle Bereiche und sol-

len somit der Sicherung der Lebensräume für Pflanzen und Tiere dienen. Außerdem wird die 

besondere Bedeutung der Kulturlandwirtschaft in dieser Region ausdrücklich hervorgehoben. 

Zugleich sollen diese Gebiete aufgrund der großflächigen Ausweisung Verbundstrukturen zwi-

schen den verschiedenen Lebensräumen darstellen, insbesondere gilt dieses für die Fließge-

wässer.  

Aufgrund der kleinräumigen Ergänzung des Siedlungsbereiches wird der Vorsorgeaspekt des 

Standortes nicht gefährdet. Es sind keine unverhältnismäßigen Auswirkungen auf die umge-

bende Landschaft zu erwarten. 
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Abbildung 4: Auszug aus dem regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Leer mit Kennzeichnung des 

Plangebietes in blauer Markierung 

Der Standort Rhauderfehn wird als Standort mit der besonderen Entwicklungsaufgabe Erho-

lung festgelegt. Die natürliche Eignung der umgebenden Landschaft für Erholung und Freizeit, 

die Umweltqualität, eine ausreichende Erholungsinfrastruktur und kulturelle Angebote sind zu 

sichern und weiterzuentwickeln.  

Besonders geschützte oder schutzwürdige Teile von Natur und Landschaft bestehen im Gebiet 

nicht bzw. sind nicht bekannt. 

Aufgrund der geringen Fläche steht die Planänderung den Zielen der Raumordnung und Lan-

desplanung nicht entgegen. 

4.2 Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

Im Rahmen der Bauleitplanung soll gemäß § 1a Abs. 5 BauGB den Erfordernissen des Klima-

schutzes als auch der Klimafolgenanpassung Rechnung getragen werden. Am 30.07.2011 ist 

das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemein-

den in Kraft getreten. Im Rahmen der BauGB-Novelle 2017 wurden durch die Umsetzung der 

UVP-Änderungsrichtlinie neue Anforderungen an die Umweltprüfung gestellt. 

Beachtlich sind auch die Klimaschutzziele des geänderten Klimaschutzgesetzes (KSG, in Kraft 

getreten am 31.08.2021). Bis zum Zieljahr 2030 gilt eine Minderungsquote von mindestens 

65 % der Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990. Für das Jahr 2040 ist ein Min-

derungsziel von mind. 88 % genannt. Bis zum Jahr 2045 ist die Klimaneutralität als Ziel formu-

liert. 
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Das Klimaschutzgesetz (KSG) betont zudem die Vorbildfunktion der öffentlichen Hand und ver-

pflichtet die Träger öffentlicher Aufgaben bei ihren Planungen und Entscheidungen die festge-

legten Ziele zu berücksichtigen (§ 13 KSG Abs. 1). Der Gesetzgeber hat mit den Formulierun-

gen im KSG deutlich gemacht, dass der Reduktion von Treibhausgasen, u. a. durch hocheffi-

ziente Gebäude und durch Erzeugung Erneuerbarer Energien, eine hohe Bedeutung zukommt 

und dass Städte und Gemeinden dabei in besonderer Weise in der Verantwortung stehen. 

Im Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung wurden zudem Zielkorridore für die Treibhaus-

gasemissionen einzelner Sektoren im Jahr 2030 entwickelt. So wurde ein Fahrplan für einen 

nahezu klimaneutralen Gebäudebestand erarbeitet. Voraussetzungen dafür sind anspruchs-

volle Neubaustandards, langfristige Sanierungsstrategien und die schrittweise Abkehr von fos-

silen Heizungssystem. Optimierungen im Verkehrsbereich sowie in der Energiewirtschaft sol-

len für weitere Minderungen der Treibhausgasemissionen sorgen. 

Mit der Änderung der Niedersächsischen Bauordnung NBauO im Jahr 2021 gelten verstärkte 

Maßnahmen zum Klimaschutz. Dächer von Gebäuden mit einer gemischten Nutzung, die ab 

dem 31. Dezember 2023 beantragt werden, müssen nach § 32a NBauO zu 50% mit Photovol-

taikanlagen ausgestattet werden.  

Die Flächennutzungsplanänderung trägt den Belangen Rechnung, indem der Flächenbedarf 

des Vorhabenträgers berücksichtigt wird, jedoch keine übermäßigen Flächen für die Versie-

gelung in Anspruch genommen werden.  

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung werden die Belange des Klimaschutzes und der 

Klimaanpassung durch die Nutzung von regenerativen Energien berücksichtigt. Es werden 

Festsetzungen zur Nutzung von Solaranlagen in den Bebauungsplan aufgenommen. Außer-

dem wird eine Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Büschen und sonstigen Bepflanzungen 

festgesetzt. Auf Ebene des Flächennutzungsplanes werden diesbezüglich keine Regelungen 

getroffen. 

4.3 Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und Sicherheit 
der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

Im Zuge der Planung hat die Gemeinde Rhauderfehn im Rahmen der Aufstellung eines Bebau-

ungsplanes dafür Sorge zu tragen, dass den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse Rechnung getragen wird (§ 1 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 BauGB).  

Dieser Aspekt betrifft die nachgelegte Planungsebene. Jedoch werden durch die zukünftige 

Erschließung keine wesentlichen Emissionssteigerungen erwartet. Die Umgebung ist geprägt 

durch eine ruhige Wohnbebauung mit reinen Ziel- und Quellverkehren und landwirtschaftlich 

geprägten Flächen. Die Emissionen aus der Landwirtschaft werden im ländlichen Gebiet als 

hinnehmbar betrachtet. Aus schalltechnischer Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Auf-

stellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 13.  

4.4 Belange sozialer und kultureller Bedürfnisse, Belange des Bildungswesens 
und von Sport, Freizeit und Erholung 

Eine wesentliche Steigerung des Bevölkerungswachstums durch die nachgelagerte Planung 

innerhalb des Ortsteils ist in Anbetracht der Größe des Änderungsbereiches nicht zu erwarten. 

Mit dem vorhandenen Angebot kann die Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs und 

Einrichtungen für soziale und kulturelle Bedürfnisse sowie für Sport, Freizeit und Erholung ge-

währleistet werden.  
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Der Vorhabenträger plant mit der Errichtung zweier Gebäude die Ansiedlung von Praxis- und 

Büronutzung sowie Wohnnutzungen. 

4.5 Belange der Fortentwicklung vorhandener Ortsteile  

Die Änderung wird mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung begründet und führt zu 

einer zeitgemäßen und nachfrageorientierten Weiterentwicklung des Ortsteils Klostermoor.  

4.6 Belange der Baukultur und des Denkmalschutzes 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB die Belange des Denkmal-

schutzes und der Denkmalpflege zu beachten. Es sind keine baudenkmalerischen Objekte be-

kannt. Jedoch wird auf die Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Bodenfunden im Zuge 

von Bauausführungen mit folgendem Text hingewiesen: 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (zum 

Beispiel Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie Bodenverfärbungen 

und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, ist dies ge-

mäß § 14 des Nds. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen der unteren Denkmal-

schutzbehörde des Landkreises Leer oder dem Archäologischen Dienst der Ostfriesischen 

Landschaft unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbei-

ten oder der Unternehmer. Bodenfunde und die Fundstelle sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG 

bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz 

ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit 

gestattet (Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz vom 30. Mai 1978 (Nds. GVBI. S. 517) zu-

letzt geändert durch Gesetz vom 22.09.2022 (Nds. GVBI. S.578). 

4.7 Belange des Orts- und Landschaftsbildes 

Das geplante Vorhaben fügt sich mit seiner Nutzung in die Bestandssituation der Umgebung 

ein. Das Plangebiet und seine Umgebung sind bereits zum Teil durch vorhandene Wohnnut-

zung geprägt.  

Die Erweiterung führt zu einer Veränderung des Landschafts- und Ortsteils. Die Veränderung 

wird als geringfügig eingestuft. 

Negative Auswirkungen auf das Ortsbild sind daher nicht zu erwarten.  

4.8 Belange von Natur und Landschaft, Eingriffsregelung  

Gesetzlicher Biotopschutz / Schutzgebiete 

Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung oder von 

Europäischen Vogelschutzgebieten werden durch die Planung nicht berührt. Entsprechende 

Schutzgebiete finden sich in etwa 5 km Entfernung zum Plangebiet. 

Im Plangebiet und der Umgebung von mind. 3 km bestehen keine nationalen Schutzgebiete 

und -objekte. Aufgrund fehlender Wechselbeziehungen zu den Schutzgebieten in größerer 

Entfernung wer-den keine relevanten nachteiligen Auswirkungen durch die Planung auf die 

Schutzziele dieser Gebiete erwartet. 

Bestandsbeschreibung 

Das Plangebiet umfasst eine unversiegelte Fläche von 2.642 m² in Siedlungsrandlage von Klos-

termoor, an der 3. Südwieke Das Plangebiet wird derzeit ackerbaulich genutzt. Nördlich 



11 Gemeinde Rhauderfehn: 73. Flächennutzungsplanänderung  
 

schließt ein Wohngrundstück mit Gartennutzung an, im Süden eine Grünlandfläche, an die 

straßenparallel eine Baumreihe angrenzt.  

Aufgrund mangelnder Gehölzstrukturen im Plangebiet besteht kein Potenzial für Gehölzbrüter 

oder Fledermäuse. Angrenzend besteht Potenzial durch eine Baumgruppe.  

Das Plangebiet liegt im Bereich von tiefen Tiefumbruchböden aus Hochmoor und im Bereich 

kohlenstoffreicher Böden. Besonders schutzwürdige Böden bestehen in ca. 180 m Entfernung 

zum Plangebiet.  

Im Plangebiet befindet sich ein Graben mit Entwässerungsfunktion, welcher kurz nach Beginn 

der Grundstücksfläche verrohrt weitergeführt wird. Angrenzend ans Plangebiet befindet sich 

ein weiterer Entwässerungsgraben und ein kleiner Kanal. Die Grundwasserneubildungsrate 

liegt bei 250 bis 300 mm im Jahr.  

Das Lokalklima des Plangebiets wird durch die Siedlungsreihe, die Straße und das Freiland 

geprägt. Die Jahresdurchschnittstemperatur liegt bei 8 °C und der Jahresniederschlag bei 

durchschnittlich 745 mm im Jahr. 

Das Landschaftsbild des Plangebietes ist durch den Siedlungsbereich mit lockerer Einzelhaus-

bebauung in einer Moor- bzw. Fehnlandschaft geprägt. Das Plangebiet schließt sich direkt an 

eine voll erschlossene Siedlungsreihe an. 

Auswirkungen der Planung, Eingriffsregelung 

Die Planung bereitet Neuversiegelung auf einer bisher landwirtschaftlich intensiv genutzten 

Fläche vor, die Fläche steht somit Pflanzen und Tieren dauerhaft nicht mehr als Lebensraum 

zur Verfügung. Baumbestand ist nicht betroffen. Auch kommt es versiegelungsbedingt zu einer 

erheblichen Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden.  

Im Flächennutzungsplan werden keine Grünflächen dargestellt, doch im parallel aufgestellten 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 13 werden sowohl Vermeidungs- und Minimierungs-

maßnahmen als auch Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt.  Hierbei handelt es sich um Festset-

zungen zur überbaubaren Fläche im Wohngebiet, zur Höhenbegrenzung sowie um Maßnah-

men zur Reduzierung des Versiegelungsrades auf Stellplätzen durch Verwendung von was-

serdurchlässigem Material, zur Dachbegrünung, zur Gartengestaltung unter Ausschluss von 

sogenannten Schottergärten und zur Nutzung von Photovoltaikmodulen. 

Die Maßnahmen zum Ausgleich umfassen Festsetzungen zur Anpflanzung von standortheimi-

schen Bäumen und Sträuchern zur Entwicklung einer dichten Laubgehölzhecke und zur An-

lage einer extensiv gepflegten Obstwiese innerhalb einer privaten Grünfläche. 

Mit den vorgesehenen Maßnahmen können die vorhabenbedingten erheblichen Beeinträchti-

gungen von Natur und Landschaft plangebietsintern ausgeglichen werden. Ein externer Aus-

gleich wird nicht erforderlich.  

Artenschutz 

Es sind aktuell keine artenschutzrechtlichen Konflikte ersichtlich, die der Umsetzung der Pla-

nung dauerhaft entgegenstehen würden. Durch Beachtung zeitlicher Vermeidungsmaßnah-

men kann ein Verstoß gegen das Tötungs- und Verletzungsgebot vermieden werden. Konflikte 

mit dem Verbotstatbestand der Störung und der Zerstörung von dauerhaften Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten sind vorhabenbezogen nicht zu erwarten. 

4.9 Belange der Landwirtschaft 

Die Gemeinde Rhauderfehn hat bei der Abwägung der Belange „landwirtschaftliche Flächen-

nutzung/Landwirtschaft“ versus „Entwicklung der Ortschaft“ der Ausweisung von Wohnbau-

flächen das höhere Gewicht beigemessen. Zur Wahrung einer guten Bevölkerungsstruktur und 
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der medizinischen Versorgung in Rhauderfehn, ist eine maßvolle Erweiterung der Baumöglich-

keiten in den jeweiligen Ortschaften erforderlich.  

 

4.10 Sicherung von Rohstoffvorkommen 

Der Änderungsbereich liegt in der Nähe einer Lagerstätte 1. Ordnung von besonderer volks-

wirtschaftlicher Bedeutung. In diesem Bereich kommen die Rohstoffe Weiß- und Schwarztorf 

vor. Die Abbauoption der Lagerstätte wird durch diese Planung nicht beeinträchtigt. 

4.11 Technische Infrastruktur, Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet liegt im Wasserschutzgebiet des Wasserversorgungsverbandes Overledingen 

in Rhauderfehn, Ortschaft Collinghorst, Schutzzone III A. Die Auflagen der Schutzbestimmun-

gen der Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für das Wasserwerk Collinghorst sind in den 

weiteren Planungsebenen zu beachten. 

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes wird durch öffentliche und private Betreiber ge-

währleistet. Das bestehende Grundstück ist an das Ver- und Entsorgungsnetz angebunden. 

Eine Konkretisierung der Leitungsanschlüsse erfolgt auf Umsetzungsebene. 

4.12 Oberflächenentwässerung 

Auf Ebene der Bauleitplanung sowie der Genehmigungsplanung ist nachzuweisen, dass eine 

schadlose Oberflächenentwässerung im Plangebiet möglich ist. Durch die Änderung wird Bau-

recht für ein Baugrundstück geschaffen, sodass sich das Maß der versiegelten Fläche nur ge-

ringfügig erhöht.  

Bis an die Grundstücksfläche heran verlaufen zwei Entwässerungsgräben, von denen einer 

den Acker zur nördlichen Fläche abgrenzt und einer in der Mitte des Ackers verläuft. Die Ent-

wässerungsfunktion dieser Gräben wird durch die Ergänzung der Bebauung nicht negativ be-

einflusst, der Nachweis der schadlosen Entwässerung erfolgt auf Ebene des Bebauungsplanes. 

Das Oberflächenwasser kann ohne Rückhaltung direkt über die vorhandene Rohrleitung in die 

3. Südwieke eingeleitet werden. Das Gewässer ist geeignet, die zusätzlichen Wassermengen 

aufnehmen zu können. Auf Umsetzungsebene wird eine entsprechende Einleitungserlaubnis 

eingeholt. 

4.13 Belange des Verkehrs  

Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines bereits verkehrstechnisch ausgebauten und er-

schlossenen Siedlungsbereiches. Eine Ausweisung von neuen Verkehrsflächen ist demzufolge 

nicht notwendig. Es werden durch die geringfügige Ergänzung weiterer Bauflächen keine we-

sentlichen Veränderungen in den Verkehrsbelastungen im Gebiet und seinen Nachbarschaften 

erwartet.  

4.14 Belange des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge 

Aufgrund der vermehrt auftretenden Starkregen- und Hochwasserereignisse der letzten Jahre 

wurde bereits 2018 auf Bundesebene die Aufstellung eines länderübergreifenden Raumord-

nungsplans für den Hochwasserschutz beschlossen. Mit der Verordnung über die Raumord-

nung im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV), die am 1. Septem-

ber 2021 in Kraft getreten ist, wurde nun auf der Grundlage von § 17 Raumordnungsgesetz 
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(ROG) ein „Länderübergreifender Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz“ (Anlage zur 

Verordnung) aufgestellt.  

Die Planungsebenen in Deutschland sind nun angehalten, auf Grundlage der im BRPHV for-

mulierten Ziele und Grundsätze zum Hochwasserrisikomanagement sowie zu Klimawandel und 

-anpassung, eine verbindliche und länderübergreifende Berücksichtigung der Hochwasserri-

siken sowie die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse vorzu-

nehmen. 

Im Zuge der Planung wurde überprüft, ob der Änderungsbereich in einem Überschwem-

mungsgebiet, einem vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet oder in einem Risikoge-

biet außerhalb von Überschwemmungsgebieten liegt. Die Überprüfung erfolgt für drei Hoch-

wasserszenarien: 

1) Hochwasser mit einem Wiederkehrintervall von weniger 200 Jahren (Hochwasser mit 

niedriger Wahrscheinlichkeit) sowie sogenanntes Extremereignis; HQextrem 

2) Hochwasser mit einem Wiederkehrintervall von 100 Jahren (Hochwasser mit mittlerer 

Wahrscheinlichkeit; HQ100) 

3) Hochwasser mit einem Wiederkehrintervall i.d.R. in Niedersachsen von 20 bzw. 25 Jah-

ren (Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit; HQhäufig) 

Die Überprüfung der Risikogebiete unter Zuhilfenahme der Niedersächsischen Umweltkarten 

hat ergeben, dass das Plangebiet in einem Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsge-

bieten mit HQextrem liegt. Das Risikogebiet umfasst jedoch großflächig alle Bereiche, die von 

Gezeiten beeinflusst werden. Die Vorgaben von § 78b WHG sind daher nicht einschlägig. Be-

lange des Hochwasserschutzes stehen dem Vorhaben somit nicht entgegen. 

4.15 Belange der ausreichenden Versorgung mit Grün- und Freiflächen 

Die Gemeinde Rhauderfehn verfügt über einen hohen Grünlandanteil und der Änderungsbe-

reich wird von landwirtschaftlichen Nutzflächen umgeben, die für die Naherholung über die 

Wege weiterhin nutzbar bleiben. 

4.16 Belange des Bodenschutzes 

Der Bereich befindet sich laut NIBIS-Kartenserver nicht in einem Bewilligungs- oder Erlaubnis-

feld oder in einem mit Bergwerkseigentum versehenen Gebiet. 

Für Informationen und Hinweise zu den Baugrundverhältnissen in den Teilbereichen wird auf 

den NIBIS-Kartenserver des LBEG verwiesen. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Bau-

grundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrun-

des bzw. einen geotechnischen Bericht.   

Auf nachgelagerter Bauplanungsebene werden detaillierte Aussagen zum Bodenschutz getrof-

fen. 

4.17 Kampfmittel 

Bisher liegen keine Informationen zu vorhandenen Kampfmitteln vor. 

4.18 Altlasten 

Das Plangebiet liegt nach den derzeitigen Erkenntnissen nicht im Bereich eines registrierten 

Altstandortes. Im Altlastenkataster des NIBIS-Kartenservers (letzter Zugriff Mai 2023) sind 
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keine Altlasten vorhanden. Sollten jedoch konkrete Hinweise auf Altablagerungen im Plange-

biet auf Ebene der Genehmigungsplanung bekannt werden, ist die Untere Bodenschutzbe-

hörde des Landkreises Leer zu benachrichtigen. 

5 Darlegung der Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 

Die Gemeinde Rhauderfehn führt im Zuge dieser Flächennutzungsplanänderung Beteiligungs-

verfahren gemäß §§ 3 und 4 BauGB durch, mit denen den Bürgern, Behörden und sonstigen 

Trägern öffentlicher Belange die Möglichkeit gegeben wird, Anregungen und Hinweise zu den 

Planinhalten vorzutragen. Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB werden diese öffentlichen und privaten 

Belange in die Abwägung eingestellt sowie gegeneinander und untereinander gerecht abge-

wogen.  

5.1 Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 

BauGB 

Es sind keine privaten Stellungnahmen eingegangen. 

5.2 Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB  

Landkreis Leer 

Es wird darum gebeten das Kapitel zur Raumordnung zu korrigieren, da im RROP das Gebiet 

auch als ein Vorranggebiet für Grünlandbewirtschaftung dargestellt wird. Die Begründung wird 

entsprechend korrigiert. 

Sielacht Stickhausen 

Die Möglichkeit der schadlosen Abführung des vermehrt anfallenden Oberflächenwassers ist 

nachzuweisen. Das Oberflächenwasser kann über einen vorhandene Rohleitung in die 3. Süd-

wieke eingeleitet werden. Ein Hinweis dazu wird in der Begründung ergänzt. 

Ostfriesische Landschaft 

Die Ostfriesische Landschaft gibt Hinweise zu Bodenfunden. Die Hinweise sind bereits in der 

Begründung enthalten. 

Wasserversorgungsverband Overledingen 

Der Wasserversorgungsverband weist darauf hin, dass sich an der 3. Südwieke keine Möglich-

keit zur Wasserentnahme für Löschwasserzwecke befindet. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-

nommen und auf Umsetzungsebene beachtet. 

LGLN 

Im Plankopf wurde unter dem Hinweis zur Planunterlage nicht die übliche Darstellung verwen-

det.  

Die Planzeichnung wurde angepasst 

Abwasserverband Overledingen 

Der Verband weist auf die unterschiedliche Darstellung der Geltungsbereiche von VHB und 

FNP hin. Die Deckblätter sowie die Beschreibung der Lage und der Abgrenzung werden kor-

rigiert. 
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5.3 Ergebnisse der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  

Werden im weiteren Verfahren ergänzt.  

5.4 Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Werden im weiteren Verfahren ergänzt. 

6 Flächennutzungsplan – Darstellungen 

Der Änderungsbereich wird entsprechend der formulierten städtebaulichen Zielsetzung ge-

mäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB als Wohnbaufläche dargestellt.  

7 Städtebauliche Übersichtsdaten 

Der Änderungsbereich weist eine Größe von ca. 2.642 m2 auf. 

 

Die Begründung ist der 73. Änderung des Flächennutzungsplanes beigefügt. 

Rhauderfehn, den  

 

 
 

Der Bürgermeister 
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Teil II: Umweltbericht 

1 Einleitung 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Umwelt-

schutzes, insbesondere die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, im Rahmen 

einer Umweltprüfung zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewer-

ten. Hierbei sind vor allem die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgeführten Belange zu berücksich-

tigen und die in § 1 a BauGB genannten Vorschriften anzuwenden. Die Ergebnisse der Um-

weltprüfung sind im Aufstellungsverfahren des Bauleitplanes in die Abwägung einzustellen. 

Der Umweltbericht bildet gemäß § 2 a BauGB einen gesonderten Teil der Begründung. Die 

nachfolgende Gliederung des Umweltberichtes orientiert sich an der Anlage 1 des BauGB.  

Im Anhang ist eine tabellarische Übersicht über die in der Umweltprüfung untersuchten und 

ermittelten Umweltauswirkungen dargelegt. Vertiefende Angaben sind den folgenden Kapiteln 

zu entnehmen. 

1.1 Inhalte und Ziele des Bauleitplanes 

Die Gemeinde Rhauderfehn folgt mit der 73. Änderung des Flächennutzungsplanes dem 

Wunsch des Grundstückseigentümers, auf seinem Grundstück Wohn -und Praxisgebäude zu 

realisieren. Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rhauderfehn unterliegt 

der Änderungsbereich der Darstellung von Flächen für die Landwirtschaft, mit der 73 Ände-

rung des Flächennutzungsplanes wird eine Wohnbaufläche vorbereitet. Das Plangebiet um-

fasst eine Fläche von 2.642 m² westlich angrenzend die Straße 3. Südwieke. 

Nördlich angrenzend an den Änderungsbereich sind bereits Wohnbauflächen dargestellt, zu-

dem gilt die Satzung über die Festsetzung von Grenzen für im Zusammenhang bebaute Ort-

steile an der 3. Südwieke/Westwieke. 

Derzeit wird der Änderungsbereich ackerbaulich genutzt (Maisanbau). Nördlich schließt ein 

Wohngrundstück mit Gartennutzung an, im Süden eine Grünlandfläche, an die straßenparallel 

eine Baumreihe angrenzt.  

Parallel wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 13 aufgestellt, es wird ein Allgemeines 

Wohngebiet und eine private Grünfläche ausgewiesen.  

1.2 Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung bei der Planung 

Nachfolgend werden gemäß Anlage 1 des BauGB die in einschlägigen Fachgesetzen und 

Fachplänen festgesetzten Ziele des Umweltschutzes, soweit sie für den vorliegenden Bauleit-

plan von Bedeutung sind, dargestellt.  

Weiterhin wird aufgeführt, inwieweit diese Ziele im Rahmen der vorliegenden Planung berück-

sichtigt werden. 

Ziele des Umweltschutzes Berücksichtigung bei der Aufstellung 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Die Bauleitpläne ... sollen dazu beitragen, eine 

menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natür-

lichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu 

Die Planung schließt sich an eine bereits beste-

hende Siedlungsreihe an, der Geltungsbereich 

befindet sich jedoch im Außenbereich. Durch die 
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entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klima-

anpassung, insbesondere auch in der Stadtent-

wicklung, zu fördern sowie die städtebauliche Ge-

stalt und das Orts- und Landschaftsbild baukultu-

rell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die 

städtebauliche Entwicklung vorrangig durch 

Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen. [§ 1 

Abs. 5 BauGB] 

angrenzende bauliche Prägung sind die Voraus-

setzungen für die Inanspruchnahme einer Außen-

bereichsfläche gegeben.  

Die Planung sieht eine giebelständige Ausrich-

tung des Nebengebäudes, aber nicht des Haupt-

gebäudes vor.  

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbe-

sondere zu berücksichtigen ... die allgemeinen 

Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-

verhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und 

Arbeitsbevölkerung ... [§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB] 

Durch die Bebauung ist nicht von einer Emissi-

onssteigerung auszugehen. Die Schallemissio-

nen stellen ebenfalls kein Problem dar. Durch die 

Festsetzung von maximal einem Vollgeschoss 

und einer maximalen Firsthöhe von 9,50 m ist 

nicht mit Beeinträchtigungen durch großflächige 

Verschattungen zu rechnen. 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbe-

sondere zu berücksichtigen ... die Belange der 

Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denk-

malpflege, die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen 

und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer 

oder städtebaulicher Bedeutung und die Gestal-

tung des Orts- und Landschaftsbildes ... [§ 1 

Abs. 6 Nr. 5 BauGB] 

Innerhalb des Plangebietes und in näherer Um-

gebung sind keine Baudenkmale bekannt. 

 

Die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes 

und der Denkmalpflege werden durch die Pla-

nung nicht berührt. 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbe-

sondere zu berücksichtigen ... die Erhaltungsziele 

und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete 

im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes … [§ 1 

Abs. 6 Nr. 7. b) BauGB] 

Unmittelbar angrenzend ist kein FFH- oder 

Vogelschutzgebiet ausgewiesen. Die nächst-

gelegenen Natura 2000-Gebiete sind das EU-

Vogelschutzgebiet und das FFH-Gebiet 

Esterweger Dose südöstlich des Plangebietes in 

ca. 5 km Entfernung. Es handelt sich hierbei um 

renaturierte und noch im Abbau befindliche 

Flächen eines großflächigen Hochmoor-

komplexes mit vegetationsfreien Bereichen, 

Pfeifengrasstadien, Sukzessionsflächen, Moor-

heiden und Moor-Wälder sowie auch 

angrenzendes Grünland. Aufgrund der 

Entfernung, dem Wesen der Planung und der 

Biotopausstattung des Plangebietes wird von 

einer Verträglichkeit der Planung mit den Schutz- 

und Erhaltungszielen der Natura 2000-Gebiete 

ausgegangen. 

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend 

umgegangen werden; dabei sind zur Verringe-

rung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flä-

chen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten 

der Entwicklung der Gemeinde insbesondere 

durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, 

Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur In-

nenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiege-

lungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. 

Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwe-

cke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen 

Umfang umgenutzt werden. [§ 1a Abs. 2 BauGB] 

Die Planung nimmt unversiegelte 

landwirtschaftlich genutzte Freiflächen in 

Anspruch, bei denen es sich um Sonstigen Acker 

handelt. Da durch die Neuversiegelung 

erhebliche Beeinträchtigungen des Bodens 

entstehen, müssen diese nach den Maßgaben 

der Eingriffsregelung kompensiert werden. 

 

Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll 

sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 

entgegenwirken, als auch durch solche, die der 

Es bestehen Regelungen zur Begrünung von 

Dachflächen mit einer Dachneigung von weniger 

als 15 Grad.  
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Anpassung an den Klimawandel dienen, 

Rechnung getragen werden. [§ 1 a Abs. 5 

BauGB] 

Auch sind innergebietliche Gehölzpflanzungen 

vorgesehen, die ausgleichend auf das Klima wir-

ken. 

Die Ausstattung der Dächer mit Photovoltaik-An-

lagen ist vorgesehen.  

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eige-

nen Wertes und als Grundlage für Leben und Ge-

sundheit des Menschen auch in Verantwortung 

für die künftigen Generationen im besiedelten 

und unbesiedelten Bereich nach Maßgabe der 

nachfolgenden Absätze so zu schützen, dass 

• die biologische Vielfalt, 

• die Leistungs- und Funktionsfähigkeit 

des Naturhaushalts einschließlich der 

Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen 

Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie 

• die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 

der Erholungswert von Natur und Land-

schaft 

auf Dauer gesichert sind. [§ 1 Abs. 1 BNatSchG] 

Die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-

haushaltes lässt sich im Bereich neu versiegelter 

Fläche i. d. R. nicht im gleichen Maß aufrecht-

erhalten wie in der landwirtschaftlich genutzten 

Landschaft.  

 

Zum Ausgleich der Neuversiegelung der Freiflä-

che sind Ausgleichsmaßnahmen gemäß der Ein-

griffsregelung vorzunehmen. 

Schutzgebiete und geschützte Objekte nach Naturschutzrecht 

Keine Ausprägung von Schutzgebiete oder -objekten Im Plangebiet bzw. unmittelbar angrenzend. 

Ziele des speziellen Artenschutzes Aufgrund der Komplexität der artenschutzrechtli-

chen Vorgaben wird die Vereinbarkeit der Pla-

nung mit den Zielen des speziellen Artenschutzes 

in einem gesonderten Kapitel (s. Kap. 1.3 des Um-

weltberichtes) dargestellt. 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 

Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgü-

ter sollen vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

geschützt werden. [vgl. § 1 Abs. 1 BImSchG] 

Es ist davon auszugehen, dass keine wesentli-

chen Beeinträchtigungen der schutzwürdigen 

Nachbarschaften verursacht werden. 

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 

Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beein-

trächtigungen seiner natürlichen Funktionen (Le-

bensgrundlage und Lebensraum für Menschen, 

Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen; Bestand-

teil des Naturhaushaltes, insbesondere mit sei-

nen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, Abbau-, 

Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Ein-

wirkungen aufgrund der Filter-, Puffer- und Stof-

fumwandlungseigenschaften, insbesondere auch 

zum Schutz des Grundwassers) sowie seiner 

Funktion als Archiv der Natur- und Kulturge-

schichte so weit wie möglich vermieden werden. 

[vgl. § 1 und § 2 Abs. 2 BBodSchG] 

Durch die Planung wird eine Neuversiegelung 

von Ackerfläche vorbereitet, wodurch erhebliche 

Beeinträchtigungen des Bodens entstehen. Diese 

müssen nach den Maßgaben der Eingriffsrege-

lung kompensiert werden. 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) 

Die Gewässer (oberirdische Gewässer, Küsten-

gewässer und Grundwasser) sollen durch eine 

Im Norden angrenzend an die Grundstücksfläche 

verläuft ein Entwässerungsgraben. Mittig durch 
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nachhaltige Gewässerbewirtschaftung als Be-

standteile des Naturhaushalts, als Lebensgrund-

lage des Menschen, als Lebensraum für Tiere 

und Pflanzen sowie als nutzbares Gut geschützt 

werden. [vgl. § 1 WHG] 

die Grundstücksfläche hindurch verläuft ein wei-

terer Entwässerungsgraben, jedoch ist dieser fast 

ausschließlich verrohrt. Vor der Straße befindet 

sich ein kleiner Kanal.  

Durch die Neuversiegelung wird sich der Oberflä-

chenabfluss von Niederschlagswasser erhöhen. 

Um diesem Effekt entgegenzuwirken, sind die 

Stellplätze aus wasserdurchlässigem Material 

herzustellen. 

Ziele der Landschaftsplanung 

Gemäß Landschaftsrahmenplan des Landkreises Leer wird der Geltungsbereich der Zielkategorie 

„Gebiete von überwiegend hoher Bedeutung für Arten und Biotope und überwiegend sehr hoher und 

hoher Bedeutung der abiotischen Schutzgüter“ aufgrund des Moorstandortes zugewiesen. Auf der 

Fläche des Geltungsbereiches haben bereits Abtorfungen und Entwässerungen stattgefunden, was 

sich unter anderem an dem Versatz in der Geländeoberkante weiter im Westen zeigt. 

Umweltbezogene Ziele und Grundsätze der Raumordnung 

Für den Geltungsbereich werden im LROP Niedersachsen 2017 (zuletzt geändert am 07.09.2022) 

keine Darstellungen getroffen. Westlich bzw. südwestlich befindet sich ein Gebiet für den Torferhalt.  

Nach der zeichnerischen Darstellung des RROP des Landkreises Leer 2006 liegt der Geltungsbereich 

in einem Vorsorgegebiet für die Landwirtschaft und in einem Vorsorgegebiet für Natur und Land-

schaft. 

1.3 Ziele des speziellen Artenschutzes – Artenschutzprüfung (ASP) 

Gemäß § 44 BNatSchG bestehen bestimmte Schutzvorschriften für besonders und streng ge-

schützte Tier- und Pflanzenarten.  

Diese Verbote richten sich zwar nicht an die Ebene der Bauleitplanung, sondern untersagen 

konkrete Handlungen. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist allerdings zu prüfen, ob die 

artenschutzrechtlichen Vorgaben die Umsetzung der Planung dauerhaft hindern oder ob die 

Verträglichkeit durch Vermeidungsmaßnahmen oder (vorgezogene) Ausgleichsmaßnahmen 

hergestellt werden kann. 

Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG sind die Verbote des im Rahmen der Bauleitplanung nur anzu-

wenden, sofern und soweit Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europäische Vogel-

arten betroffen sind. Die nachfolgenden Ausführungen beschränken sich deshalb auf diese 

Artenvorkommen. 

Gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschä-

digen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-

rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten er-

heblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Er-

haltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Ar-

ten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
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4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 

der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören (Zu-

griffsverbote). 

1.3.1 Relevante Arten, Situation im Plangebiet 

Zunächst gilt es zu prüfen, ob im Plangebiet bzw. im funktionalen Zusammenhang mit dem 

Plangebiet artenschutzrechtlich relevante Tier- oder Pflanzenarten vorkommen (können). Eine 

aktuelle Bestandsaufnahme liegt nicht vor, doch wurden aus der Biotopkartierung die Potenti-

ale abgeleitet.  

Entsprechend den vorherrschenden Habitatbedingungen wird dieser Bereich durch den an-

grenzenden Siedlungsrand und die Straße bestimmt, so dass auf dem Ackerstandort in Sied-

lungsnähe keine störungsempfindlichen Offenlandarten zu erwarten sind. Auch liegt innerge-

bietlich kein Potential für Gehölzbrüter oder Quartiere für Fledermäuse vor, jedoch können die 

Ackerflächen in Zusammenhang mit dem Kanal und den angrenzenden Gehölzen Flugleitlinien 

sowie Nahrungsraum darstellen.  

Innergebietlich sind keine offenen Grabenbereiche ausgeprägt und auch die westlichen Ent-

wässerungsgräben weisen nur ein sehr geringes Potential als Laichgewässer für Amphibien 

auf.  

Vorkommen von Artengruppen gemäß Anhang IV der FFH-Richtlinie, z.B. Säugetiere (ausge-

nommen Fledermäuse), Libellen oder Heuschrecken, sind aufgrund der Standortausprägun-

gen und der Habitatausstattung einerseits und der Lebensraumansprüche seltener Arten an-

dererseits nicht zu erwarten. 

1.3.2 Prüfung der Verbotstatbestände 

Tötungen (Verbotstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG): 

Gefährdungen und Tötungen sind vorhabenbezogen auszuschließen, wenn Baumaßnahmen 

(z. B. Erdbaumaßnahmen) außerhalb der Vogelbrutzeit (z. B. in den Wintermonaten von Okto-

ber bis Ende Februar) durchgeführt werden. Sofern die Baumaßnahmen innerhalb der Vogel-

brutzeit stattfinden, sollte die Fläche zeitnah vor Beginn der Baumaßnahmen durch eine fach-

kundige Person untersucht werden, um eine potentielle Betroffenheit von Brutvögeln auszu-

schließen. Werden dabei besetzte Vogelnester festgestellt, sind in Absprache mit der zustän-

digen Naturschutzbehörde Maßnahmen zur Vermeidung des Verbotstatbestandes zu ergrei-

fen.  

Bei Umsetzung der zeitlichen Vermeidungsmaßnahmen ist ein Verstoß gegen das Tötungsver-

bot somit grundsätzlich vermeidbar, so dass die Umsetzung der Planung hierdurch nicht dau-

erhaft gehindert wird.  
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Störungen (Verbotstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2) BNatSchG): 

Im artenschutzrechtlichen Sinne liegt eine erhebliche Störung vor, wenn sich durch sie der 

Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. 

Da das Plangebiet durch die aktuelle Nutzung (Ackerland) und die angrenzenden Straßen so-

wie aufgrund der Siedlungsnähe bereits Störungen ausgesetzt ist, sind nur solche Tierarten zu 

erwarten, die keine besondere Empfindlichkeit gegenüber der Anwesenheit von Menschen, 

Verkehr u. ä. aufweisen. 

Verlust der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG in Verbindung mit § 44 Abs. 5 BNatSchG): 

Das Verbot bezieht sich auf konkret abgrenzbare Lebensstätten (z.B. Vogelnester, Fleder-

mausquartiere) und schützt diese im Zeitraum der aktuellen Nutzung. Darüber hinaus sind wie-

derkehrend genutzte Lebensstätten auch außerhalb der Phase aktueller Nutzung geschützt 

(z.B. Storchen-Horste, Fledermaus-Winterquartiere). Der Verlust von Fortpflanzungs- oder Ru-

hestätten stellt keinen artenschutzrechtlichen Verbotstatbestand (gemäß § 44 Abs. 5 

BNatSchG) dar, wenn die ökologische Funktion für betroffene Tierarten im räumlichen Zusam-

menhang weiter gewährleistet werden kann. 

Aufgrund der offenen Habitatstrukturen ist nicht vollständig auszuschließen, dass bei Realisie-

rung zumindest potenzielle Niststätten von Bodenbrütern betroffen sein könnten. Während der 

Phase der aktuellen Nutzung dürfen keine Vogelnester zerstört oder beschädigt werden. Hier 

bestehen jedoch zeitliche Vermeidungsmöglichkeiten (vgl. 1. Verbot: Verletzungs- und Tö-

tungsverbot).  

Bodenbrütende Arten bauen ihre Nester in der Regel jedes Jahr erneut, so dass diese Nester 

nach der Brutphase keinem Schutz mehr unterliegen.  

Für das Eintreten des Verbotstatbestandes der Zerstörung / Beschädigung von Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten ist zudem ausschlaggebend, ob die ökologische Funktion im räumlichen Zu-

sammenhang aufrechterhalten werden. Insbesondere, ob und inwieweit ein Ausweichen auf 

Strukturen und Flächen im Umfeld möglich ist. Auf Grundlage der Lage und der Kleinflächigkeit 

hat das unmittelbare Plangebiet keine oder nur eine geringe Bedeutung als Brutgebiet, so dass 

davon auszugehen, dass ein Ausweichen möglich ist und dieser Verbotstatbestand nicht aus-

gelöst wird.  

Fazit 

Bei Beachtung zeitlicher Vermeidungsmaßnahmen kann ein Verstoß gegen das Tötungs- und 

Verletzungsgebot vermieden werden. Konflikte mit dem Verbotstatbestand der Störung und 

der Zerstörung von dauerhaften Fortpflanzungs- und Ruhestätten sind vorhabenbezogen nicht 

zu erwarten.  

2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 

Im Folgenden werden für die einzelnen Umweltschutzgüter die voraussichtlichen Auswirkun-

gen der Planung prognostiziert, wobei der Fokus insbesondere auf solche Auswirkungen ge-

richtet wird, die ein erhebliches (positives oder negatives) Ausmaß erreichen oder erhebliche 

Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung darstellen. 

Die Prognose der Auswirkungen setzt dabei zunächst eine Beschreibung und Bewertung des 

derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) voraus. Weiterhin ist die voraussichtliche Ent-
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wicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung in der Übersicht aufzuzei-

gen, soweit diese zumutbar abgeschätzt werden kann. Auch bei der Darstellung des Basissze-

narios und der voraussichtlichen Entwicklung ohne Planung wird bereits auf die voraussichtlich 

erheblich beeinflussten Umweltmerkmale fokussiert. 

2.1 Beschreibung des derzeitigen Umweltzustands und der voraussichtlichen 

Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung (Basisszenario) 

2.1.1 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt  

Stellvertretend für die vorkommenden Tiere, Pflanzen und für die biologische Vielfalt wurden 

die Biotoptypen nach Drachenfels1 im März 2023 erfasst. Die nachfolgende Abbildung zeigt 

das Plangebiet in Überlagerung mit dem aktuellen Luftbild. 

 
Abbildung 4: Biotoptypen der Grundstücksfläche und der direkten Umgebung in Überlagerung mit dem aktuellen 

Luftbild 

Derzeitiger Zustand 

Die Grundstücksfläche unterliegt einer landwirtschaftlichen Nutzung als Sonstigem Acker (AZ), 

der derzeit als Maisacker mit Zwischenfrucht genutzt wird. Die Einstufung erfolgt gemäß Defi-

nition nach Drachenfels (2021) aufgrund des umgesetzten Torfabbaus des Hochmoorbodens. 

Bis an die Grundstücksfläche heran verlaufen drei Gräben (FGR), von denen einer den Acker 

zur nördlichen Fläche abgrenzt, einer in der Mitte des Ackers verläuft und der dritte den Acker 

 
1  Drachenfels, O. v. (2021): Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen unter besonderer Berücksichti-

gung der gesetzlich geschützten Biotope sowie der Lebensraumtypen von Anhang I der FFH-Richtlinie, Stand 

März 2021. 
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zur südlichen Fläche abgrenzt. Im Norden wird die Grundstücksfläche durch ein locker bebau-

tes Einzelhausgebiet (OEL) begrenzt, dahinter schließt sich eine Intensivgrünlandfläche an 

(GI). Südlich der Grundstücksfläche befindet sich ebenfalls Intensivgrünland (GI), das im wei-

teren Verlauf in einen Sonstigen Acker (AZ) übergeht. Zwischen der Grundstücksfläche und 

dem im Norden angrenzenden locker bebauten Einzelhausgebiet (OEL) befindet sich ein etwa 

3 m breiter Saum mit artenreichem Scherrasen (GRR). 

Im Osten verlaufen vor der Grundstücksfläche zwei Straßen (OVS), die durch einen kleinen 

Kanal (Südwieke) getrennt werden (FKK). Am Uferbereich befindet sich eine Feuchte Hoch-

staudenflur (UF). 

Südlich neben der Grundstücksfläche an der Straße (OVS) befindet sich eine Baumgruppe 

(HBE) bestehend aus sechs Eichen.  

Aufgrund der Ackernutzung und dem regelmäßigen Umbruch sind keine seltenen oder gefähr-

deten Pflanzenarten auf der Grundstücksfläche zu erwarten.  

Wiesenvogelarten des Offenlandes sind aufgrund der unmittelbaren Nähe der Straße zur 

Grundstücksfläche und der Siedlungsnähe nicht zu erwarten. Aufgrund fehlender Gehölzstruk-

tur auf der Fläche besteht kein Potenzial für Gehölzbrüter oder Fledermäuse, im angrenzenden 

Bereich ist durch die Baumgruppe Potenzial vorhanden.  

Die drei Gräben dienen der Entwässerung. Die beiden äußeren Gräben verlaufen die letzten 

ca. 80 m bis zur Straße verrohrt, der mittlere Graben die letzten ca. 50 m. Der mittlere Graben 

weist einen Saum aus Flatterbinsen auf.  

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist von einer Fortführung der Ackernutzung auszugehen, 

so dass nicht mit wesentlichen Änderungen des derzeitigen Zustandes zu rechnen ist.  

2.1.2 Fläche und Boden 

Derzeitiger Zustand 

Die Grundstücksfläche schließt sich in nördlicher Richtung an eine Siedlungsreihe an. 

Gegenüberliegend zur Fläche befindet sich eine weitere Siedlungsreihe. Im Süden schließen 

sich, unterbrochen durch eine landwirtschaftliche Fläche, weitere Gebäude an. Im Westen 

befinden sich unverbaute, landwirtschaftliche Flächen.  

Der Boden der Grundstücksfläche umfasst tiefe Tiefumbruchböden aus Hochmoor innerhalb 

der Bodenlandschaft (BL) der Moore und lagunären Ablagerungen. Tiefe Tiefumbruchböden 

aus Hochmoor besitzen eine sehr geringe Bodenfruchtbarkeit und sind mit einer Feuchtezahl 

von 7 (schwach feucht) für Wiesen und Weiden geeignet, für Intensivweiden und Acker jedoch 

nur bedingt geeignet, da sie im Frühjahr zu feucht sind.2 

Im Westen der Grundstücksfläche befinden sich in ca. 180 m Entfernung mächtige 

Hochmoorböden, die deshalb eine naturgeschichtliche Bedeutung besitzen und als einen 

Suchraum für schutzwürdige Böden ausgeweisen sind.3 

 
2  NIBIS® Kartenserver (2021): Bodenkarte. - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hannover 

(Zugriff am 22.03.2023) 
3  NIBIS® Kartenserver (2021): Bodenkarte Suchräume für schutzwürdige Böden. - Landesamt für Bergbau, Ener-

gie und Geologie (LBEG), Hannover. (Zugriff am 22.03.2023) 
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Der Boden unterliegt einer Gefährdung durch Bodenverdichtung, die standortabhängige 

Verdichtungsempfindlichkeit der tiefen Tiefumbruchböden ist sehr hoch.4 

Des Weiteren liegt die Grundstücksfläche innerhalb kohlenstoffreicher Böden mit dem 

Bodentyp kultivierte Moore.5 Die Grundstücksfläche selbst besitzt eine mittlere Bedeutung für 

die Treibhausgasspeicherung. Die im Westen der Grundstücksfläche befindlichen Böden 

besitzen durch sehr hohe Treibhausgasemissionen eine beeinträchtigende Funktionsfähigkeit 

für Klima und Luft.6 

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Von wesentlichen Änderungen der Entwicklung des Bodens ist bei Fortführung der Ackernut-

zung nicht auszugehen.  

2.1.3 Wasser 

Derzeitiger Zustand 

Direkt angrenzend an die Grundstücksfläche verläuft im Norden von Westen nach Osten ein 

Entwässerungsgraben. Ein weiterer Entwässerungsraben verläuft mittig durch die Grund-

stücksfläche hindurch und wird kurz nach Beginn der Grundstücksfläche verrohrt weiterge-

führt. Im Osten vor der Grundstücksfläche verläuft ein Fehnkanal.  

Die Lage der Grundwasseroberfläche liegt bei >1 bis 5 m (NHN), beziehungsweise bei > 2,5 

bis 5 m (NHN). Die Grundwasserneubildungsrate liegt bei >250 bis 300 mm im Jahr. Das 

Schutzpotential der Grundwasserüberdeckung ist gering. 7 

Im Grundwasserkörper Leda-Jümme Lockergestein links ist der mengenmäßige Zustand als 

gut und der chemische Zustand aufgrund erhöhter Nitratbelastung als schlecht eingestuft.8 

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Wesentliche Änderungen der bestehenden Oberflächengewässer- und 

Grudnwasserbedingungen bei Nichtdurchführung der Planung sind nicht abzuleiten. Im 

Zusammenhang mit dem Klimawandel sind Veränderungen jedoch zu erwarten (vgl. Kap. 

2.1.4). 

2.1.4 Klima und Luft 

Derzeitiger Zustand 

Das Lokalklima wird sowohl von den Siedlungsreihen und der vor der Grundstücksfläche 

verlaufenden Straße geprägt, als auch durch das Klima des Freilands. Gemäß Landschaftsrah-

menplan liegt das Plangebiet im Großraum „Niedersächsisches Flachland“ mit atlantisch ge-

prägtem Klima. Charakteristisch sind feuchte, mäßig warme Sommer und feuchte, milde Win-

ter. Die vorherrschende Windrichtung ist West / Südwest. 

 
4  NIBIS® Kartenserver (2021): Bodenkarte Bodengefährdungen und Empfindlichkeiten. - Landesamt für Bergbau, 

Energie und Geologie (LBEG), Hannover. (Zugriff am 22.03.2023) 
5  ebd. 
6  Landschaftsrahmenplan Leer (2021) 
7  NIBIS® Kartenserver (2021): Hydrogeologie. - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hanno-

ver. (Zugriff am 22.03.2023) 
8  Niedersächsische Umweltkarten: Wasserkörpereinzugsgebiete (WRRL) (Zugriff am 22.03.2023) 
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Innerhalb des Beobachtungszeitraumes liegt die Jahresdurchschnittstemperatur bei 8 °C. Der 

durchschnittliche Jahresniederschlag liegt bei 745 mm im Jahr.9 

Die Luftqualität in Rhauderfehn ist generell als geringfügig belastet anzusehen.  

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Im Rahmen des Klimawandels werden u.a. eine Erhöhung der Durchschnittstemperaturen und 

eine Zunahme von klimatischen Extremereignissen (z.B. Starkregen, Starkwinde) prognosti-

ziert. Wie sich die Bedingungen im Plangebiet selbst verändern werden, ist nicht zumutbar 

bzw. belastbar zu prognostizieren. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass hier vielfältige 

Wechselbeziehungen zwischen den Schutzgütern bestehen, so dass sich die klimatischen Än-

derungen auch auf z.B. Wasserhaushalt, Luftqualität und biologische Vielfalt auswirken kön-

nen. 

2.1.5 Landschaft 

Der Siedlungsbereich im Ortsteil Westrhauderfehn ist im Wesentlichen durch lockere, 

vornehmlich Einzelhausbebauung geprägt. Diese erfolgt naturraumtypisch hauptsächlich 

parallel entlang langgezogener Straßen, die meist einen Kanal einschließen, wie beispielsweise 

in der II. und III. Südwieke. Zwischen der Einzelhausbebauung finden sich einzelne Hofstellen.  

Um die Siedlungsreihen herum befinden sich landwirtschaftliche Flächen. Das Plangebiet - wie 

auch die Umgebung - zeichnen sich durch die typischen Strukturen der Moorlandschaft bzw. 

Fehnlandschaft aus. 

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist bei Fortbestand der aktuellen Ackernutzung nicht mit 

einer Veränderung des aktuellen Landschaftsbildes zu rechnen.  

2.1.6 Mensch 

Derzeitiger Zustand 

Die Grundstücksfläche schließt sich direkt einer voll erschlossenen Siedlungsreihe an, in 

welcher neben Dauerwohnen auch vereinzelt Ferienwohnen angeboten wird. In der näheren 

Umgebung befinden sich Einrichtungen des täglichen Bedarfs. In ca. 30 km Entfernung 

befindet sich der Nationalpark Niedersächsisches Wattenmeer.  

Vorbelastungen bestehen im unmittelbaren Umfeld der Grundstücksfläche nicht. Eine 

Lärmbelästigung kann durch die umliegenden Straßen gegeben sein.  

Es liegen keine Angaben zu Störfallbetrieben im Umfeld der Grundstücksfläche vor und auch 

andere erkennbare Risiken für schwere Unfälle oder Katastrophen sind am Standort nicht 

abzuleiten.  

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Eine Änderung der aktuellen Nutzung bei Nichtumsetzung der vorliegenden Planung ist nicht 

abzusehen. 

 
9  NIBIS® Kartenserver (2021): Klima und Klimawandel. - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), 

Hannover. (Zugriff am 22.03.2023) 
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2.1.7 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Derzeitiger Zustand 

Relevante Kulturgüter wie Bau- und Bodendenkmäler sind im Bereich der Grundstücksfläche 

nicht vorhanden. 

Als sonstige Sachgüter ist die vor der Grundstücksfläche befindliche Straße zu nennen, sowie 

die bestehende Bebauung und die dahinter liegenden landwirtschaftlichen Flächen. 

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist von einer Weiterführung der derzeitigen Nutzung aus-

zugehen.  

2.1.8 Wechselwirkungen zwischen den Umweltschutzgütern 

Zwischen den einzelnen Umweltschutzgütern bestehen umfangreiche funktionale Wechselwir-

kungen. So bedingen z.B. die Boden- und Klimaverhältnisse sowie die menschliche Nutzung 

die Ausprägung der Vegetation, diese wiederum prägt stark die Eignung als Tier-Lebensraum 

sowie die landschaftliche Eigenart und Erholungseignung. Eine hiervon unbeeinflusste Be-

standsbeschreibung ist insofern nicht möglich, so dass die bestehenden Wechselwirkungen 

bereits in den vorstehenden Kapiteln mit Berücksichtigung finden. 

Derzeitiger Zustand 

Aufgrund der vorhandenen umliegenden Bebauung sind keine besonderen Wechselwirkungen 

zu erwarten, denen über das bisher beschriebene Maß eine besondere Bedeutung beizumes-

sen wäre. 

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist in Bezug auf die Wechselwirkungen von einem Fortbe-

stand des beschriebenen Wirkungsgefüges zwischen den einzelnen Umweltschutzgütern aus-

zugehen.  

2.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Im Anhang ist eine tabellarische Übersicht über die in der Umweltprüfung untersuchten und 

ermittelten Umweltauswirkungen, die bei Durchführung der Planung zu erwarten sind, darge-

legt. Dabei werden die direkten und die etwaigen indirekten, sekundären, kumulativen, grenz-

überschreitenden, kurzfristigen, mittelfristigen und langfristigen, ständigen und vorübergehen-

den sowie positiven und negativen Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase in die 

Umweltprüfung einbezogen. Allerdings wird insbesondere auf die Auswirkungen abgestellt, 

welche möglicherweise ein erhebliches Ausmaß erreichen. Die nachfolgenden Kapitel enthal-

ten vertiefende Erläuterungen zu den Aspekten, die im vorliegenden Planfall eine besondere 

Relevanz erreichen. 

Als Grundlage für die Prognose der Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der 

Planung werden zunächst Angaben zu den geplanten Vorhaben bzw. zu den bauleitplanerisch 

vorbereiteten baulichen und sonstigen Nutzungen zusammengestellt (vgl. auch tabellarische 

Übersicht im Anhang). Dabei ist zu berücksichtigen, dass auf Ebene der Bauleitplanung regel-

mäßig keine Kenntnisse zu Gestaltungsdetails, Realisierungszeitpunkt u. ä. der künftigen Be-

bauung feststehen. 
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Die zu erwartenden Umweltauswirkungen werden insbesondere durch folgende Charakteris-

tika der geplanten Nutzungen bestimmt, wobei aufgrund der konkretisierenden Angaben des 

parallel aufgestellten Bebauungsplanes auch auf die innergebietliche Grünfläche hingewiesen 

wird, die aber im Flächennutzungsplan nicht dargestellt wird: 

• Darstellung von Wohnbauflächen in einer Größe von 1.574 m² auf einer landwirtschaft-

lich genutzten Fläche; wie in der Planung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

(Parallelverfahren) konkretisiert, ist eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 anzusetzen, 

woraus sich zuzüglich einer zulässigen Überschreitung für Nebenanlagen von 50 % 

eine maximale Flächenversiegelung von bis zu 60 % der Fläche ergibt. 

• Zum innergebietlichen Ausgleich ist im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes eine private Grünfläche mit einer einrahmende Gehölzanpflanzungen und An-

lage einer extensiven Obstwiese vorgesehen. 

In die nachfolgenden Darstellungen zu den Auswirkungen der Planung werden Angaben zur 

Eingriffsregelung integriert, d.h. die Identifizierung erheblicher Beeinträchtigungen von Natur 

und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes. 

Bezüglich der Auswirkungen auf die Umweltschutzziele, welche auf Ebene der Europäischen 

Union oder auf Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene festgelegt sind, sei auf Kapitel 1.2 

des Umweltberichtes verwiesen. 

2.2.1 Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Die Planung sieht eine Bebauung und Neuversiegelung auf einem landwirtschaftlich genutzten 

Acker vor. Auf der Grundstücksfläche befindet sich kein Gehölzbestand. Somit ist nicht von 

erheblichen Beeinträchtigungen dauerhaft genutzter Nist- und Ruhestätten von Brut- und Gast-

vögeln sowie von Fledermäusen auszugehen.  

Durch den dauerhaften Biotopverlust des Ackerstandortes entstehen erhebliche Beeinträchti-

gungen für den Naturhaushalt.  

2.2.2 Auswirkungen auf Fläche und Boden 

Die Darstellung von Wohnbauflächen umfasst eine Fläche von 1.547 m2. Gemäß der 

Vorhabenplanung, der Grundflächenzahl und der zulässigen Überschreitung und unter 

Berücksichtigung einer Grünfläche kann eine Versiegelung von 928 m2 vorgenommen werden. 

Die übrige nicht bebaute Fläche wird gärtnerisch genutzt. Darüber hinaus wird eine private 

Grünfläche ausgewiesen, die neben einer Gartennutzung auch die dauerhafte Entwicklung 

einer extensiv gepflegten Obstwiese und eine Gehölzanpflanzung umfasst, auf der eine 

ungestörte Bodenentwicklung stattfinden kann. 

Aufgrund der Versiegelung sind dauerhafte Auswirkungen auf den belebten Oberboden, den 

Boden als Versickerungs- und Verdunstungselement sowie der Bodengenese etc. abzuleiten. 

Die unversiegelten Flächen werden im Rahmen der Baumaßnahmen durch Abgrabungen, 

Umlagerungen und Strukturveränderungen, wie Verdichtungen, beeinträchtigt. Ihre 

Funktionen im Naturhaushalt können sie jedoch weiter erfüllen.  

Von der Planung ist kein schutzwürdiger Boden betroffen.  

Durch die Bodenversiegelung entstehen erhebliche Auswirkungen für den Boden.  
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2.2.3 Auswirkungen auf das Wasser 

Durch die Flächenversiegelung wird die Grundwasserspende und die Grundwasserneubildung 

reduziert. Gleichzeitig kommt es zu einer Erhöhung des anfallenden Niederschlagswassers. 

Die Gräben verlaufen bereits verrohrt unterhalb der Grundstücksfläche. Es ist nicht mit erheb-

lichen Auswirkungen auf das Wasser zu rechnen. 

2.2.4 Auswirkungen auf Klima und Luft 

Aufgrund der Größe der Grundstücksfläche ist nicht mit erheblichen Auswirkungen auf Klima 

und Luft zu rechnen.  

2.2.5 Auswirkungen auf die Landschaft 

Durch die Bebauung auf der Grundstücksfläche sind keine erheblichen Auswirkungen auf das 

Landschaftsbild zu erwarten, da sich diese Bebauung einer Siedlungsreihe direkt anschließt 

und auch mit etwas Abstand in nördlicher Richtung fortgesetzt wird.  

2.2.6 Auswirkungen auf den Menschen 

Von nachteiligen Auswirkungen auf den Menschen ist nicht auszugehen. Positive Auswirkun-

gen auf die Infrastruktur vor Ort und die Menschen könnte die Entstehung des Praxisgebäude 

und deren Nutzung haben. 

2.2.7 Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter 

Da auf der Grundstücksfläche keine Bau- und Bodendenkmale vorliegen sind diese von der 

Planung nicht betroffen. Der Verlust landwirtschaftlicher Nutzfläche stellt einen Verlust an 

Sachgütern dar. Von weiteren nachteiligen Auswirkungen auf Kultur- und sonstigen Sachgü-

tern ist nicht auszugehen. 

2.2.8 Auswirkungen auf Wechselwirkungen zwischen den Umweltschutzgütern 

Zwischen den einzelnen Umweltschutzgütern bestehen umfangreiche funktionale Wechselwir-

kungen. So führen beispielsweise die Versiegelungen von Böden zugleich zu Beeinträchtigun-

gen der Grundwasserneubildung und der Eignung als Pflanzen-Standort. Eine separate Wir-

kungsprognose ist insofern nicht möglich, so dass die bestehenden Wechselwirkungen bereits 

in den vorstehenden Kapiteln mit Berücksichtigung finden. 

Mit erheblichen Auswirkungen auf Wechselwirkungen, die über das bisher beschriebene Maß 

einer besonderen Bedeutung zu Teil wird, ist nicht zu erwarten. 

 

2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung und zum Aus-
gleich nachteiliger Umweltwirkungen 

Die Überwachungsmaßnahmen zu den Vermeidungs-, Verhinderungs-, Verringerungs- und 

Ausgleichsmaßnahmen (gemäß Anlage 1 Ziffer 2 c) BauGB) sind in Kap. 3.2 näher dargelegt, 

zusammen mit den Überwachungsmaßnahmen zu den erheblichen Umweltauswirkungen (ge-

mäß Anlage 1 Ziffer 3 b) BauGB). 
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2.3.1 Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung und Verringerung nachteiliger Um-

weltwirkungen 

Im Rahmen der vorbereitenden Flächennutzungsplanänderung werden keine Flächen oder 

Maßnahmen benannt, jedoch können entsprechend der parallelen Bebauungsplanung 

vorhabenbedingt folgende Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung und Verringerung 

nachteiliger Umweltwirkungen aufgezeigt werden: 

• Begrenzung der Gebäudehöhe und Festsetzung des Baufeldes zur Einbindung in die 

Umgebung und Vermeidung von Eingriffe in das Landschafts- und Ortsbild 

• Herstellung von Stellplätzen mit wasserdurchlässigem Material zur Schaffung von 

Versickerungsmöglichkeiten und zur Verdunstung. 

• Gärtnerische Gestaltung der nicht überbaubaren Flächen mit Ausschluss von 

Schottergärten und Teilversiegelungen zur Vermeidung von Bodenbeeinträchtigungen 

und zur Erhöhung des Biotop- und Lebensraumpotenzials. 

• Ausschluss fossiler Brennstoffe; Nutzung von mindestens 30% der nutzbaren 

Dachflächen für Photovoltaik/Solarwärmekollektoren. 

• Begrünung von Dachflächen mit einer Dachneigung von weniger als 10 Grad zur 

Förderung der Versickerung, Minderung versiegelungsbedingter Auswirkungen und 

von Aufheizungen. 

Darüber hinaus sind weitere Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung und Verringerung 

nachteiliger Umweltwirkungen möglich und anzustreben, die jedoch auf Ebene der 

vorliegenden Planung nicht geregelt werden. Hierzu zählen nach gegenwärtigem Stand 

insbesondere folgende Maßnahmen: 

• Beachtung artenschutzrechtlicher Vorgaben auf der Umsetzungsebene, insbesondere von 

Bauzeiten außerhalb der Vogelbrutzeit, bzw. vorherige Überprüfung des Brutgeschehens;  

• Der bei Durchführung der Planung anfallende Mutterboden-Aushub sollte in nutzbarem 

Zustand erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung geschützt werden. 

• Die im Gebiet unversiegelt verbleibenden Grundflächen sollten während der Bauphase vor 

Bodenverdichtungen infolge von Befahren, Materialablagerung u.ä. geschützt werden. 

• Durch ordnungsgemäßen und sorgsamen Umgang mit Maschinen, Baustoffen etc. sollten 

Verunreinigungen von Boden und Wasser vermieden werden. 

• Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 

auftreten, werden diese entsprechend den gesetzlichen Vorgaben unverzüglich der zu-

ständigen Behörde gemeldet. 

• Sollten sich bei den erforderlichen Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf schädliche Boden-

veränderungen oder Altlasten ergeben, wird unverzüglich die zuständige Untere Boden-

schutzbehörde benachrichtigt. 

2.3.2 Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Umweltwirkungen 

Wie in Kap. 2.2.1 – 2.2.5 ausgeführt, entstehen bei Umsetzung der Planung erhebliche Beein-

trächtigungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild im Sinne der Eingriffsregelung. Die un-

vermeidbaren erheblichen Beeinträchtigungen betreffen die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und 

biologische Vielfalt, sowie Fläche und Boden. 



Inhalt Gemeinde Rhauderfehn: 73. Flächennutzungsplanänderung  

 

Plangebietsinterne Ausgleichsmaßnahmen werden in der Flächennutzungsplanänderung nicht 

dargestellt.  

Jedoch wird im vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 13 eine private Grünfläche festge-

setzt, die im Westen zur Eingrünung der Grundstücksfläche eine 4 m breite Pflanzfläche vor-

sieht. Zudem ist eine extensiv zu pflegende Obstwiese anzulegen und zu dauerhaft zu erhalten.  

Ermittlung des externen Ausgleichsbedarfs 

Nachfolgend wird eine Quantifizierung des plangebietsexternen Ausgleichsbedarfs (Eingriffs-

bilanzierung) nach der Arbeitshilfe des Niedersächsischen Städtetages10 vorgenommen. Zur 

rechnerischen Bewertung werden Bestand und Planung gegenübergestellt, wobei aufgrund 

der konkretisierenden Planung zum VHB Nr. 13 diese Flächenfestsetzungen eingestellt wer-

den. Den Biotoptypen werden Wertfaktoren (WF) zugeordnet, wobei WF 0 den niedrigsten 

Wert darstellt und WF 5 den höchsten. Durch Multiplikation der Wertstufe mit der jeweiligen 

Flächengröße ergibt sich der Flächenwert in Werteinheiten (WE), der zu Gesamtwertigkeit des 

Plangebietes im gegenwärtigen Zustand bzw. im Planzustand addiert wird. Aus der Differenz 

dieser beiden Wertigkeiten ergibt sich der verbleibende Kompensationsbedarf. 

 

• Bestand Geltungsbereich B-Plan     

Biotoptyp  Fläche (m²) Wertstufe Flächenwert 

Sonstiger Acker (AZ)  2.416 1 2.416 

Artenreicher Scherrasen (GRR)   200 1 200 

Nährstoffreicher Graben (FGR)  26 3 78 

Summe Geltungsbereich B-Plan  2.642   2.694 

 

• Planung Geltungsbereich B-Plan     

  Fläche (m²) Wertstufe Flächenwert 

Allgemeines Wohngebiet  1.547     

 versiegelbar 60 % 928 0 0 
 Restfläche gärtnerisch genutzt 
Private Grünfläche 40 %  

619 
  1.095 1  619  

davon mit Pflanzgebot (Laubgehölzhecke) 
  extensive Obstwiese 
  Gartennutzung  

151 
470 
474 

3 
2-3 

1 

432 
1.075 

290 

Summe Geltungsbereich B-Plan  2.642   2.721 

 

Wie die Gegenüberstellung zeigt, ist nach Umsetzung der Planung im Geltungsbereich des 

Bebauungsplans unter Berücksichtigung der Maßnahmen auf der privaten Grünfläche, insbe-

sondere mit der der einrahmenden Laubgehölzhecke und der extensiven Grünflächennutzung 

mit Obstwiese ein vollständiger Ausgleich der Eingriffe des allgemeinen Wohngebietes abzu-

leiten.  

  

 
10 Niedersächsischer Städtetag (2013): Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 

Bauleitplanung 
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Plangebietsexterne Ausgleichsmaßnahmen 

Aufgrund der Vergrößerung des Plangebietes mit der innergebietlichen Ausgleichsmöglichkeit 

durch Umsetzung standortgerechter Maßnahmen am Siedlungsrand ist kein externer Flächen-

bedarf erforderlich. 

2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Nachfolgend werden in Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten dargelegt, 

wobei die Ziele und der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans Berücksichtigung finden 

müssen. Ebenfalls werden die wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl benannt. 

Da es sich um eine vorhabenbezogene Planung handelt, ergibt sich auch die flächenbezogene 

Standortfrage aus dem Vorhaben. Jedoch schließt der Änderungsbereich unmittelbar an die 

bestehende Bebauung und den fehntypischen Siedlungsansatz an, so dass auch auf der Ebene 

der Flächennutzungsplanänderung von einer Arrondierung an bereits im rechtswirksamen Flä-

chennutzungsplan dargestellten Wohnbauflächen auszugehen ist. Dementsprechend orientiert 

sich auch die Tiefe der Wohnbaufläche an den Darstellungen des rechtwirksamen Flächennut-

zungsplanes, bzw. bleibt dahinter zurück. 

2.5 Schwere Unfälle und Katastrophen 

Nachfolgend werden die erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen dargelegt, die auf-

grund der Anfälligkeit der nach dem Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu er-

warten sind. 

Im Plangebiet liegen keine Besonderheiten vor und auch das Vorhaben lässt keine besondere 

Anfälligkeit gegenüber schweren Unfällen oder Katastrophen erwarten. 

Auch liegen keine besonderen Gefährdungen der Umwelt vor, da keine umweltgefährdenden 

Stoffe gelagert oder verarbeitet werden.  

3 Zusätzliche Angaben 

3.1 Verfahren und Schwierigkeiten 

Bei der Durchführung der Umweltprüfung kamen folgende Verfahren zur Anwendung: 

• Biotoptypen-Erfassung nach dem Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen 

• Auswertung folgender allgemein verfügbarer Quellen: 

o NIBIS-Kartenserver des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie 

o Umweltkartenserver des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, 

Bauen und Klimaschutz 

o Landschaftsrahmenplan Landkreis Leer 

o Regionales Raumordnungsprogramm Landkreis Leer 

o Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 

• Eingriffsbilanzierung nach dem Modell des Niedersächsischen Städtetages 
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Es liegen keine systematischen Fauna-Erfassungen vor, aber aufgrund der Habitatausstattung 

wird eine Beurteilung anhand der Biotoptypen als hinreichend eingestuft. 11 

3.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung 

Gemäß § 4c BauGB haben die Kommunen erhebliche Umweltauswirkungen, die auf Grund der 

Durchführung der Bauleitpläne eintreten können, zu überwachen (Monitoring). 

Im Folgenden sind sowohl die Überwachungsmaßnahmen zu den Vermeidungs-, 

Verhinderungs-, Verringerungs- und Ausgleichsmaßnahmen (gemäß Anlage 1 Ziffer 2 c) 

BauGB) als auch die Überwachungsmaßnahmen zu den erheblichen Umweltauswirkungen 

(gemäß Anlage 1 Ziffer 3 b) BauGB) dargelegt. 

Zur Überwachung der Auswirkungen der vorliegenden Planung sind folgende Maßnahmen 

vorgesehen: 

• Die Gemeinde wird 3 – 5 Jahre nach Beginn der Baumaßnahmen eine Ortsbegehung 

des Plangebietes durchführen oder veranlassen und dies dokumentieren. So können 

eventuelle unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen ermittelt und geeignete Maß-

nahmen zur Abhilfe ergriffen werden. 

• Die Gemeinde wird 3 – 5 Jahre nach Beginn der Baumaßnahmen eine Ortsbegehung 

der Ausgleichsflächen durch einen Fachgutachter veranlassen und dies dokumentie-

ren. So kann überprüft werden, ob die prognostizierte Entwicklung eingetreten ist bzw. 

eingesetzt hat und ob ggf. weitere Maßnahmen zum Erreichen des Zielzustandes er-

forderlich sind. 

• Die Gemeinde wird Hinweisen von den Fachbehörden und aus der Bevölkerung über 

unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen der Planung nachgehen und dies 

dokumentieren. 

3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Die Gemeinde Rhauderfehn ändert den Flächennutzungsplan, um den Wunsch des Grund-

stückseigentümers, auf seinem Grundstück Wohn- und Praxisgebäude zu errichten, zu ermög-

lichen. Für den Änderungsbereich liegt weder eine Satzung noch eine Bauleitplanung vor, der 

rechtswirksame Flächennutzungsplan weist eine Fläche für die Landwirtschaft aus. Nördlich 

angrenzend besteht seit 1979 die Satzung über die Festsetzung von Grenzen für im Zusam-

menhang bebaute Ortsteile an der 3. Südwieke/Westwieke. Vorhabenbezogen wird mit dem 

VHB Nr. 13 ein Allgemeines Wohngebiet ausgewiesen, die Flächennutzungsplandarstellung 

umfasst dementsprechend eine Wohnbaufläche. 

Das Plangebiet wird derzeit ackerbaulich genutzt. Nördlich schließt ein Wohngrundstück mit 

Gartennutzung an, im Süden eine Grünlandfläche, an die straßenparallel eine Baumreihe an-

grenzt. Parallel wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 13 aufgestellt.  

 

11 Hinweis zum Umweltschadensrecht: Auf Grundlage der aktuell vorliegenden Kenntnisse sind nicht alle zukünfti-

gen Auswirkungen der Planung auf Arten und natürliche Lebensräume im Sinne des § 19 Abs. 2 und 3 BNatSchG 

abschließend prognostizierbar. Es können nachteilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des 

günstigen Erhaltungszustandes der genannten Arten oder Lebensräume verursacht werden, deren Vorkommen im 

Einwirkungsbereich der Planung bisher nicht bekannt ist oder die sich künftig im Einwirkungsbereich der Planung 

ansiedeln bzw. entwickeln. Eine vollständige Freistellung nachteiliger Auswirkungen gemäß § 19 Abs. 1 BNatSchG 

kann deshalb planerisch und gutachterlich nicht gewährleistet werden. 
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Im Rahmen einer Biotoptypenkartierung wurden die Biotoptypen festgestellt und Lebensraum-

potenziale für Tiere untersucht. Aufgrund mangelnder Gehölzstrukturen im Plangebiet besteht 

kein Potenzial für Gehölzbrüter oder Fledermäuse. Angrenzend besteht Potenzial durch eine 

Baumgruppe. Das Plangebiet liegt im Bereich von tiefen Tiefumbruchböden aus Hochmoor 

und im Bereich kohlenstoffreicher Böden. Besonders schutzwürdige Böden bestehen in ca. 

180 m Entfernung zum Plangebiet. Im Plangebiet befindet sich ein Graben mit Entwässerungs-

funktion, welcher kurz nach Beginn der Grundstücksfläche verrohrt weitergeführt wird. An-

grenzend an das Plangebiet befindet sich ein weiterer Entwässerungsgraben und ein kleiner 

Kanal. Die Grundwasserneubildungsrate liegt bei 250 bis 300 mm im Jahr. Das Lokalklima des 

Plangebiets wird durch die Siedlungsreihe, die Straße und das Freiland geprägt. Die Jahres-

durchschnittstemperatur liegt bei 8 °C und der Jahresniederschlag bei durchschnittlich 745 

mm im Jahr. Das Landschaftsbild des Plangebietes ist durch den Siedlungsbereich mit locke-

rer Einzelhausbebauung in einer Moor- bzw. Fehnlandschaft geprägt. Das Plangebiet schließt 

sich direkt an eine voll erschlossene Siedlungsreihe an. Hinweise auf Boden- oder sonstige 

Denkmale liegen nicht vor. Als Sachgüter sind die landwirtschaftlichen Flächen, die Straße und 

die bestehende Bebauung zu nennen.  

Durch die Planung werden bisher unversiegelte Flächen neu versiegelt. Dadurch kommt es zu 

erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt sowie 

Fläche und Boden, die es im Sinne der Eingriffsregelung zu kompensieren gilt. Diesbezüglich 

werden im konkretisierenden Bebauungsplan auf insgesamt 1.095 m² private Grünflächen mit 

der Zweckbestimmung Gartenland, aber auch eine extensiv zu pflegende Obstwiese mit hei-

mischen Obstbäumen als Hochstämme und eine dichte, randliche Eingrünung als Laubge-

hölzhecke standortgerechter Strauch- und Baumarten festgesetzt. Mit Umsetzung dieser Maß-

nahmen wird ein vollständiger Ausgleich innergebietlich erreicht, eine externe Kompensation 

ist nicht erforderlich. 

Aufgrund der geplanten Installation von Photovoltaik-Anlagen auf der Dachfläche wird dem 

Klimawandel entgegengewirkt.  

Im Hinblick auf den Artenschutz kann durch Beachtung zeitlicher Vermeidungsmaßnahmen 

ein Verstoß gegen das Tötungs- und Verletzungsgebot vermieden werden. Konflikte mit dem 

Verbotstatbestand der Störung und der Zerstörung von dauerhaften Fortpflanzungs- und Ru-

hestätten sind vorhabenbezogen nicht zu erwarten. 

Im Plangebiet bzw. direkt angrenzend bestehen keine nationalen Schutzgebiete und -objekte. 

Das Naturschutzgebiet Esterweger Dose befindet sich rd. 5 km südöstlich des Plangebietes. 

Die nächstgelegenen Natura 2000-Gebiete sind das EU-Vogelschutzgebiet und das FFH-Ge-

biet Esterweger Dose südöstlich des Plangebietes in ca. 5 km Entfernung. Erhebliche Beein-

trächtigungen auf die umliegenden Natura 2000-Gebiete oder sonstige Schutzgebietskatego-

rien werden durch die Planung nicht begründet. 

3.4 Referenzliste der herangezogenen Quellen 

 

• Niedersachsen (2017): Landesraumordnungsprogramm  

• Landkreis Leer (2006): Regionales Raumordnungsprogramm 

• Drachenfels, O. v. (2021): Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen unter be-

sonderer Berücksichtigung der gesetzlich geschützten Biotope sowie der Lebens-

raumtypen von Anhang I der FFH-Richtlinie, Stand März 2021. 

• NIBIS® Kartenserver (2021): Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Hanno-

ver  
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o Bodenkarte 1:50.000 (BK50) 

o Suchräume für schutzwürdige Böden 

o Bodengefährdungen und Empfindlichkeiten  

o Hydrogeologie 

o Klima und Klimawandel 

• Landkreis Leer (2021): Landschaftsrahmenplan 

• Niedersächsische Umweltkarten: Wasserkörpereinzugsgebiete (WRRL) 

• Niedersächsischer Städtetag (2013): Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung 
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Anhang zum Umweltbericht 

Mögliche erhebliche Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase gemäß 

BauGB, Anlage 1, Nr. 2.b) Ziffer aa) bis hh) u. a. infolge 

aa) Bau und Vorhandensein der geplanten Vorhaben, 

soweit relevant einschließlich Abrissarbeiten: 

Siedlungs-Erweiterung, Errichtung von Wohngebäu-

den  

bb) Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere 

Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biolo-

gische Vielfalt, wobei soweit möglich die nachhal-

tige Verfügbarkeit dieser Ressourcen zu berück-

sichtigen ist:  

Das Plangebiet umfasst ca. 0,26 ha bisher ackerbau-

lich genutzter Flächen 

Nach Umsetzung des Vorhabens ergeben sich er-

hebliche Beeinträchtigungen für den Naturhaushalt, 

welche extern ausgeglichen werden. 

cc) Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, 

Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strah-

lung sowie der Verursachung von Belästigungen:  

Baubedingt sind Lärm, Staub und Erschütterungen 

in der Bauphase zu erwarten. Über die Bauphase 

hinaus sind aber keine Emissionen anzunehmen, da 

keine besonders lärmintensiven Nutzungen stattfin-

den. 

dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Be-

seitigung und Verwertung: 

Angaben über Art und Menge von Abfällen liegen 

nicht vor, sind aber aufgrund der geplanten Nutzun-

gen nicht im besonderen Maße zu erwarten. Die an-

fallenden Abfälle und Abwässer werden ordnungs-

gemäß entsorgt und abgeführt. Erhebliche Beein-

trächtigungen sind nicht ersichtlich. 

ee) Risiken für die menschliche Gesundheit, das kultu-

relle Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch 

Unfälle und Katastrophen): 

Vorhabenbedingt sind mit der Erweiterung des 

Wohngebietes keine besonderen Risiken zu erwar-

ten, da keine Anfälligkeit für schwere Unfälle oder 

Katastrophen besteht. 

ff) Kumulierung mit den Auswirkungen benachbarten 

Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger be-

stehender Umweltprobleme in Bezug auf möglich-

erweise betroffene Gebiete mit spezieller Umwelt-

relevanz oder auf die Nutzung von natürlichen 

Ressourcen: 

Das Plangebiet schließt unmittelbar an das Sat-

zungsgebiet an der Südwieke an, welches durch 

Wohnnutzung geprägt wird. Im Osten verläuft die 

Straße und der Kanal (Südwieke), westlich und süd-

lich schließen landwirtschaftliche Flächen an. 

Kumulierungseffekte benachbarter Plangebiete sind 

standortbedingt nicht abzuleiten und auch Gebiete 

besonderer Umweltrelevanz sind nicht ausgeprägt. 

gg) Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das 

Klima (zum Beispiel Art und Ausmaß der Treib-

hausgasemissionen) und der Anfälligkeit der ge-

planten Vorhaben gegenüber den Folgen des Kli-

mawandels: 

Es werden keine erheblichen Auswirkungen auf das 

Klima prognostiziert und keine besondere Anfällig-

keit des geplanten Vorhabens gegenüber den Fol-

gen des Klimawandels festgestellt. 

hh) Eingesetzte Techniken und Stoffe: Während der Betriebsphase eingesetzte Techniken 

und Stoffe, die zu erheblichen Beeinträchtigungen 

führen, sind nicht bekannt. 
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Nachfolgend ist eine tabellarische Übersicht über die in der Umweltprüfung untersuchten und 

ermittelten Umweltauswirkungen dargelegt. Vertiefende Angaben insbesondere zu erhebli-

chen Umweltauswirkungen sind den jeweiligen Kapiteln des Umweltberichtes näher erläutert. 

Die Angaben zu den geplanten Vorhaben bzw. zu den bauleitplanerisch vorbereiteten bauli-

chen und sonstigen Nutzungen, welche für die Prognose der Entwicklung des Umweltzustands 

bei Durchführung der Planung in die Umweltprüfung eingestellt wurden, sind in Kap. 2.2 des 

Umweltberichtes dargestellt. 

Vorab werden einige Erläuterungen zu der nachfolgenden tabellarischen Übersicht der Um-

weltauswirkungen aufgeführt. 

Erläuterungen zur tabellarischen Übersicht der Umweltauswirkungen 

die Beurteilung der Umweltauswirkungen wird wie folgt vorgenommen 

o keine bedeutsamen Umweltauswirkungen ersichtlich/ zu erwarten 

x Umweltauswirkungen zu erwarten, aber unerheblich 

X Umweltauswirkungen von einiger Relevanz zu erwarten, nähere Erläuterun-

gen in Kap. 2.2 ff. des Umweltberichtes 

kurzfristig vorliegend definiert als < 3 Jahre andauernd/ innerhalb von 3 Jahren nach 

Umsetzung der geplanten Vorhaben einsetzend 

mittelfristig vorliegend definiert als 3 – 15 Jahre, generell überschaubare Perspektive der 

Bauleitplanung  

langfristig vorliegend definiert als 15 Jahre, danach ggf. bauleitplanerische Überprüfung, 

Anpassung  
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 ermittelte Umweltauswirkungen in der Bau- und Betriebsphase  

Insbesondere zu berücksichtigende 

Belange des Umweltschutzes ein-

schließlich des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege  

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB)  
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Kurz-Erläuterungen 

a)  Auswirkungen auf …              

 Tiere x x o o o x x x x x o x Keine besondere Bedeutung; keine erhebliche Beeinträchtigung. 

 Pflanzen X o o o o X X X X x o X Erhebliche Beeinträchtigung durch Versiegelung, 

 Fläche X o o o o X X X x o x X Erhebliche Beeinträchtigung durch Versiegelung, Umnutzung von 

Fläche 

 Boden X o o o o X X X x x x X Erhebliche Beeinträchtigung durch Versiegelung 

 Wasser x x o o o x x x x x o x Erhöhung Oberflächenabfluss 

 Luft x x o o o x x x x o o x Die Emission verkehrsbürtiger Luftschadstoffe wird sich durch die 

Siedlungs-Erweiterung in nicht erheblichem Maße auswirken. Keine 

erhebliche Beeinträchtigung. 

 Klima x x o o o x x x x o o x Keine erhebliche Beeinträchtigung. 

 Wirkungsgefüge x x o o o x x x x x o x Durch Auswirkungen auf einzelne Schutzgüter wird das Wirkungsge-

füge zwischen den Schutzgütern verändert, jedoch nicht in einem 

Maße, das den Eingriff auf die einzelnen Schutzgüter übertrifft.  

 Landschaft x x o o o x x x x o o x Es ist von lokal begrenzten Änderungen im Landschaftsbild auszuge-

hen, die jedoch aufgrund der Kleinräumigkeit als nicht erheblich ein-

gestuft werden. 

 biologische Vielfalt x x o o o x x x x o o x Die biologische Vielfalt wird im Plangebiet aufgrund der intensiven 

Nutzung und der Lage als gering eingestuft. 

b) Ziel u. Zweck der  

Natura 2000-Gebiete 

o o o o o o o o o o o o Die nächstgelegenen Schutzgebiete des Europäischen Schutzge-

bietssystems Natura 2000 m liegen in einer Entfernung von etwa 5 
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 ermittelte Umweltauswirkungen in der Bau- und Betriebsphase  

Insbesondere zu berücksichtigende 

Belange des Umweltschutzes ein-

schließlich des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege  

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB)  
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Kurz-Erläuterungen 

km. Eine Betroffenheit von Natura 2000-Gebieten kann mit hinrei-

chender Sicherheit ausgeschlossen werden. 

c) umweltbezogene Auswirkungen 

auf Mensch, Gesundheit,  

Bevölkerung 

x x o x o x x x x x o x Es sind keine lärmintensiven Nutzungen zu erwarten. 

d) umweltbezogene Auswirkungen 

auf … 

             

 Kulturgüter o o o o o o o o o o o o Keine Betroffenheit. 

 sonstige Sachgüter o o o o o o o o o o o o Umnutzung landwirtschaftlich genutzter Fläche. 

e) Vermeidung von Emissionen x x o x o x x x x x o x Zufahrt über bestehende Erschließung. 

 sachgerechter Umgang mit  

Abfällen und Abwässern 

o o o o o o o o o o o o Während der Bau- und Betriebsphase anfallende Abfälle und Abwäs-

ser werden ordnungsgemäß entsorgt. 

f) Nutzung erneuerbarer Energien o o o o o o o o o o o o Hinweise liegen nicht vor. 

 sparsame und effiziente Nutzung 

von Energie 

o o o o o o o o o o o o Bei Umsetzung der Planung sind die Vorgaben der Energieeinspar-

verordnung anzuwenden. 

g) Darstellungen von               

 Landschaftsplänen x o o o o o o o x o o x Gebiete von überwiegend hoher Bedeutung für Arten und Biotope 

und überwiegend sehr hoher und hoher Bedeutung der abiotischen 

Schutzgüter“, jedoch durch Ackernutzung, Abtorfungen und Entwäs-

serungen überprägt 

 sonstigen Plänen  

(Wasser-, Abfall-, Immissions-

schutzrecht u.a.) 

o o o o o o o o o o o o Es sind keine sonstigen Pläne bekannt. 
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 ermittelte Umweltauswirkungen in der Bau- und Betriebsphase  

Insbesondere zu berücksichtigende 

Belange des Umweltschutzes ein-

schließlich des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege  

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB)  
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Kurz-Erläuterungen 

h) Erhaltung der bestmöglichen Luft-

qualität in Gebieten, in denen EU-

festgelegte Immissionsgrenzwerte 

nicht überschritten werden 

o o o o o o o o o o o o Keine Betroffenheit derartiger Gebiete. 

i) Wechselwirkungen zwischen den 

Belangen des Umweltschutzes  

(Buchstaben a bis d) 

x x x x o x x x x x o x Über die allgemeinen Wechselbeziehungen hinaus sind keine beson-

deren Beziehungen ersichtlich. 

 


